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Nachdruck aus dem Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 23 Teil I vom 06.07.2001, S. 143:

Verordnung über Maßnahmen im Rahmen der Schulorganisation
zum Schuljahresbeginn 2001/2002 und zum Schuljahresbeginn 2002/2003

Auf Grund von § 87 Absatz 3 des Hamburgischen Schulgesetzes vom 16. April 1997
(HmbGVBI. S. 97) und § 1 der Verordnung über die Weiterübertragung der Ermäch-
tigung zum Erlass von Rechtsverordnungen nach § 116 des Hamburgischen Schul-
gesetzes vom 27. Mai 1997 (HmbGVBI. S. 183), geändert am 28. März 2000
(HmbGVBI. S. 73), wird verordnet:

E r s t e r  A b s c h n i t t
Auf Dauer wirkende Maßnahmen

(Strukturelle Maßnahmen)

§ 1
Teilung von Schulen

Die Grundschule Iserbrook, Musäusstraße 29, mit Zweig-
stelle Schenefelder Landstraße 206, wird unter Weiter-
nutzung beider Schulgebäude geteilt in die Grundschule
Iserbrook, Musäusstraße 29, und die Grundschule Sche-
nefelder Landstraße, Schenefelder Landstraße 206.

§ 2
Einrichtung und Nichteinrichtung

von Eingangsklassen

(1) In der Grund- und Hauptschule Billbrookdeich, Bill-
brookdeich 266, werden Klassen der Jahrgangsstufe 5
sowie Klassen der Jahrgangsstufe 7 der Hauptschule
nicht eingerichtet.

(2) In der Grund- und Hauptschule Cranz, Estebogen 3
und Estedeich 102, werden Klassen der Jahrgangsstu-
fe 5 sowie Klassen der Jahrgangsstufe 7 der Haupt-
schule nicht eingerichtet.

(3) Im Emilie-Wüstenfeld-Gymnasium, Bundesstraße 78,
werden ab dem Schuljahr 2002/2003 Klassen der Einfüh-
rungsstufe und der Vorstufe des Aufbaugymnasiums
nicht eingerichtet.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t
Auf ein Schuljahr beschränkte Maßnahmen

(Organisatorische Maßnahmen)

§ 3
Einrichtung und Nichteinrichtung

von Eingangsklassen

(1) In der Grund- und Hauptschule Fritz-Köhne-Schule,
Marckmannstraße 61, werden Klassen der Jahrgangs-
stufe 7 der Realschule eingerichtet.

(2) In der Grundschule Laeiszstraße, Laeiszstraße 12
werden Klassen der Jahrgangsstufe 1 der Grundschule
nicht eingerichtet.

(3) In der Grund-, Haupt- und Realschule Heinrich-
Wolgast-Schule, Greifswalder Straße 40, werden Klas-
sen der Jahrgangsstufe 7 der Realschule nicht einge-
richtet.
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Nachdruck des Rundschreibens des Arbeitsmedizinischen Dienstes:

Der AMD informiert!
Laserdrucker und Kopiergeräte im Büro –

Handlungshilfen zum Schutz vor gesundheitlichen Beeinträchtigungen!

Laserdrucker und Fotokopiergeräte gehören heute zur
Standardausstattung in modernen Büros. In Pressebe-
richten wird immer wieder vor Gefährdungen durch To-
nerstaub und durch Ozon in teilweise nicht sachgerechter
Form gewarnt. Mit dieser Information will der Arbeitsme-
dizinische Dienst Tipps zum gesundheitsgerechten Um-
gang mit diesen Geräten geben und zu einer Versachli-
chung der Diskussion beitragen.

Laserdrucker und Kopiergeräte arbeiten nach einem
ähnlichen technischen Prinzip. Beim Druckvorgang wird
ein Tonerpulver auf das Papier übertragen und anschlie-
ßend durch Hitze aufgeschmolzen und dauerhaft fixiert.
Außerdem entstehen in den Geräten elektrostatische
Felder. Gesundheitliche Gefährdungen beim Umgang mit
Laserdruckern und Kopiergeräten ergeben sich zum
einen durch ggf. aus den Geräten freigesetzten Toner-
staubpartikeln, zum anderen kann durch die elektrostati-
schen Prozesse aus dem Luftsauerstoff Ozon entstehen
und in die Raumluft abgegeben werden. Schließlich kön-
nen die von den Geräten erzeugten Geräusche zu Beläs-
tigungen der Beschäftigten am Arbeitsplatz führen.

Die genannten Probleme treten insbesondere bei älteren
Modellen sowie bei Geräten mit technischen Mängeln
auf. Dagegen sind die heute erhältlichen Produkte der
großen Marken-Hersteller so konstruiert, dass beim be-
stimmungsgemäßen Gebrauch weder eine Belastung
durch Tonerstäube noch durch Ozon zu erwarten ist.
Auch die Geräuschentwicklung konnte inzwischen erheb-
lich vermindert werden.

Gesundheitliche Gefährdungen lassen sich zuverlässig
vermeiden, wenn beim Einsatz von Laserdruckern und
Kopiergeräten folgende Kriterien beachtet werden:

1. Beim Kauf von Laserdruckern und Fotokopiergeräten
sollten Produkte bevorzugt werden, die das Prüfzerti-
fikat „Umweltzeichen blauer Engel" besitzen. Die
Prüfbedingungen für dieses Zertifikat berücksichtigen
auch gesundheitlich relevante Aspekte wie Zusam-
mensetzung des Toners, Freisetzung von Ozon sowie
zertifizierten Produkte ist über das Internet
(www.blauer.engel.de) sowie beim AMD erhältlich.
Neben diesen gesundheitlich relevanten Aspekten
werden auch für den Umweltschutz wichtige Kriterien
wie Entsorgung, Recycling, Energieverbrauch und
Einsatz umweltschonender Materialien in die Bewer-
tung einbezogen. Seit kurzem gibt es darüber hinaus

für Laserdrucker und Kopiergeräte für besonders
emissionsarme Kopiergeräte und Laserdrucker das
Zertifikat „BG-Prüfzert" des Fachausschusses Ver-
waltung beim Hauptverband der gewerblichen Be-
rufsgenossenschaften. Auch hier können die zertifi-
zierten Produkte über das Internet (www.vbg.de) oder
über den AMD festgestellt werden.

2. Von besonderer Bedeutung für den Gesundheits-
schutz  ist der bestimmungsgemäße Gebrauch tech-
nisch einwandfreier Geräte. Hierfür ist eine regelmä-
ßige Wartung entsprechend den Herstellerempfeh-
lungen unbedingt erforderlich. Nur so ist sicherge-
stellt, dass die Geräte in einem arbeitshygienisch
einwandfreien Zustand bleiben. Besonderer Wert
sollte auf den regelmäßigen Wechsel des so ge-
nannten Ozonfilters (soweit vorhanden) gelegt wer-
den. Entsprechende Hinweise finden sich in den Pro-
dukt- und Umweltdatenblättern der Hersteller und
sollten unbedingt angefordert werden.

3. Besondere Vorsichtsmaßnahmen sind bei Arbeiten
am geöffneten Gerät – insbesondere beim Wechsel
der Tonerkartusche – erforderlich. Hier kann ein un-
mittelbarer Hautkontakt mit Tonerstaub oft nicht ver-
mieden werden. Daher empfiehlt der AMD das Tra-
gen von puderfreien Latex-Einmalhandschuhen, die
kostengünstig über den Fachhandel zu beziehen
sind. Die IUK-Abteilungen haben die Möglichkeit, ge-
eignete Handschuhe direkt beim AMD abzufordern.
Weitere Hinweise gibt Ihnen gerne Ihre zuständige
Betriebsärztin bzw. Ihr zuständiger Betriebsarzt.

Bei Beachtung dieser Empfehlungen gibt es keine prinzi-
piellen Bedenken, Laserdrucker bzw. Kopiergeräte in den
Büroräumen zu nutzen. Zu berücksichtigen ist allerdings
die Geräuschbelästigung. Daher sollten Laserdrucker,
die von Personen aus unterschiedlichen Arbeitsräumen
gemeinsam genutzt werden, in einem separaten Raum
aufgestellt werden. Dies gilt auch für Abteilungskopierer
und für Kopiergeräte, die von verschiedenen Personen
regelmäßig genutzt werden. Andernfalls sind Belästigun-
gen sowie Störungen von Konzentration und Aufmerk-
samkeit unvermeidlich.

Haben Sie weitere Fragen?
Ihre zuständige Betriebsärztin bzw. Ihr zuständiger
Betriebsarzt berät Sie gerne.
Rufen Sie uns an!

27.08.2001 V 256/3/108-05.02/01
MBlSchul 2001 Seite 230

* * *



232

Die Behörde für Schule, Jugend und Berufsbildung gibt folgende Verwaltungsvorschrift bekannt:

Richtlinie für die Vergabe von Mitteln aus dem Innovationsfonds
Vom 3. September 1998 (geändert am 21. Juni 2001 in Ziffer 7)

1. Zielsetzung

Die Behörde für Schule, Jugend und Berufsbildung rich-
tet erstmals im Jahr 1998 einen Sonderfonds zur Förde-
rung innovativer pädagogischer Vorhaben an einzelnen
Schulen (Innovationsfonds) ein.

Ziel dieser Richtlinie ist die Festlegung des Verfahrens
sowie der Vergabekriterien für die Zuweisung von Mitteln
aus diesem Fonds.

2. Ausschreibung

Die Vergabe von Fördermitteln aus dem Innovations-
fonds wird jährlich ausgeschrieben. Dabei kann die Be-
hörde für Schule, Jugend und Berufsbildung Förderungs-
schwerpunkte festlegen, die vorrangig berücksichtigt
werden sollen (Schwerpunktbereiche). Die fristgerecht
eingegangenen Anträge werden von einem vom Landes-
schulrat berufenen Expertenausschuss begutachtet.

3. Förderungsbedingungen

Die Förderung innovativer Vorhaben erfolgt auf Antrag
einer Schule.

Pro Schule werden jährlich höchstens zwei Einzelpro-
jekte gefördert. Der Höchstbetrag der Förderung beträgt
DM 20.000 je Vorhaben und Jahr. Ein Einzelprojekt wird
höchstens über einen Zeitraum von drei Jahren geför-
dert.

Aus den Fördermitteln können sowohl Sachkosten als
auch – im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkei-
ten – Honorarkosten für Personal getragen werden. Die
bewilligten Fördermittel sind auf das jeweils nächste
Haushaltsjahr übertragbar.

4. Vergabekriterien

Die Förderung hat Anschubcharakter. Für eine Förde-
rung kommen nur Vorhaben in Betracht, mit denen nach-
haltig wirkende Innovationen eingeleitet werden. Voraus-
setzung ist daher, dass

• der Effekt des Vorhabens nach Auslaufen der Förde-
rung aus diesem Fonds fortbesteht,

• eine Breiten- bzw. Langzeitwirkung zumindest für die
Schülerschaft der antragstellenden Schule zu erwar-
ten ist,

• das Vorhaben einen auch für andere Schulen anre-
genden Beispielcharakter haben kann und

• die Realisierbarkeit des Vorhabens gesichert ist,
insbesondere sofern diese von weiteren Förderern
oder Kooperationspartnern abhängt.

5. Antragstellung, Verfahren

Die Schulen können sich auf der Grundlage eines Be-
schlusses der Schulkonferenz jeweils bis zu dem in

der jährlichen Ausschreibung genannten Zeitpunkt um
eine Förderung innovativer Vorhaben bewerben. Die
Anträge sind über die zuständige Schulaufsicht an die
gemäß Nr.  6 gebildete Vergabekommission zu richten.

Die Anträge müssen Angaben zu folgenden Aspekten
enthalten:
• Konzeption des Vorhabens,
• Vorliegen der Vergabekriterien gemäß Nr. 4,
• finanzieller und/oder personeller Beitrag der Schule,
• eventuelle Kooperationspartner und Sponsoren,
• Dokumentation und Auswertung des Vorhabens.

6. Vergabekommission

Für die Entscheidung über die Anträge wird eine Verga-
bekommission gebildet. Diese besteht aus
• dem Landesschulrat als Vorsitzenden,

• je einem von der Schülerkammer, der Elternkammer
und der Lehrerkammer jeweils aus ihrer Mitte vorzu-
schlagenden Mitglied und

• drei vom Landesschulrat zu berufenden Mitarbeiterin-
nen oder Mitarbeitern der Behörde für Schule, Jugend
und Berufsbildung oder der ihr zugeordneten Diens t-
stellen.

Die Kommission entscheidet mit einfacher Mehrheit. Bei
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den
Ausschlag. Die Kommission ist beschlussfähig, wenn
mindestens jeweils zwei Vertreterinnen und Vertreter der
Kammern und der Behörde anwesend sind. Die Kommis-
sion gibt sich eine Geschäftsordnung. Sie kann zur Vor-
bereitung einer Entscheidung Fachleute hinzuziehen, die
sich gutachtlich zu Förderanträgen äußern.

Mit einer positiven Entscheidung wird den Schulen Art,
Zeitpunkt und Umfang der Berichtspflicht über den Fort-
gang des Vorhabens und den Abfluss der den Schulen
zugewiesenen Mittel aufgegeben. Nicht für das Vorhaben
benötigte Res tmittel sind an den Fonds zurückzuzahlen.

Sofern dem Grunde nach förderungswürdige Anträge
ganz oder teilweise abgelehnt werden müssen, weil die
Summe der dem Innovationsfonds zur Verfügung ste-
henden Mittel ansonsten überschritten würde, erhalten
diese Schulen die Möglichkeit, ihre Anträge im Folgejahr
erneut zu stellen.

7. Geltungszeitraum

Die Richtlinie tritt am 01. 10. 1998 in Kraft und gilt bis
zum 31.12.2004.

21.06.2001 PA/V 3/184-50.0l/.02
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Die Personalabteilung informiert:

Fünftes Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften
Vom 30. Januar 2001

Am 6. Februar 2001 ist das „Fünfte Gesetz zur Änderung
dienstrechtlicher Vorschriften“ in Kraft getreten (Hambur-
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 19). Die
wesentlichen Änderungen dieses Gesetzes sind:

Einführung der begrenzten Dienstfähigkeit
(§ 47 a HmbBG):

Sie erlaubt es, Beamtinnen und Beamte bei einer dauer-
haften Einschränkung ihrer Dienstfähigkeit um Rahmen
der ihnen verbleibenden Arbeitskraft weiter zu verwen-
den, statt sie in den Ruhestand zu versetzen.

Die Regelung findet nur Anwendung auf Beamtinnen und
Beamte nach dem vollendeten 50.  Lebensjahr mit einer
verbliebenen Dienstfähigkeit von mindestens 50 %. Sie
ist bis zum 31. Dezember 2004 befristet.

Bei Lehrkräften wird sich die aus der Feststellung der
verbliebenen Dienstfähigkeit ergebende Reduzierung der
Arbeitszeit als Reduzierung der Pflichtstunden festgelegt.

Die Besoldung der begrenzt Dienstfähigen ist unmittelbar
bundesrechtlich in § 72 a des Bundesbesoldungsgeset-
zes geregelt. Die Dienstbezüge werden im gleichen Ver-
hältnis wie die Arbeitszeit verkürzt. Sie werden allerdings
mindestens in Höhe des Ruhegehalts gezahlt, das der
Beamtin oder dem Beamten zustehen würde, wenn sie
oder er zum maßgeblichen Zeitpunkt wegen Dienstunfä-
higkeit in den Ruhestand versetzt worden wäre.

Die in § 47 Abs. 3 HmbBG geregelte Rehabilitierung vor
Versorgung geht auch der Festsetzung einer begrenzten
Dienstfähigkeit vor. Erst wenn solche Rehabilitations-
maßnahmen nicht eingreifen können, kann die Arbeits-
zeit im Rahmen von § 47 a HmbBG reduziert werden.

Begrenzt dienstfähige Beamtinnen und Beamte dürfen
regelmäßig Nebentätigkeiten nur bis zu einem zeitlichen
Umfang ausüben, der ein Fünftel ihrer herabgesetzten
Arbeitszeit nicht übersteigt.

Änderung des Nebentätigkeitsrechtes
§§ 69, 70 und 73 HmbBG):

• Es wurde ein neuer Versagungsgrund für die Aus-
übung einer Nebentätigkeit in das Gesetz aufgenom-
men. Eine Nebentätigkeit ist danach in der Regel zu
versagen, wenn sie sich wegen gewerbsmäßiger
Dienst- oder Arbeitsleistung oder sonst nach Art,
Umfang, Dauer oder Häufigkeit als Ausübung eines
Zweitberufes darstellt.

• Alle Nebentätigkeitsgenehmigungen sind zu befristen.
Die Höchstdauer beträgt 5 Jahre.

• Dies gilt auch für bis zum Inkrafttreten des Fünften
Gesetzes zu Änderung dienstrechtlicher Vorschriften
(also bis zum 05.02.2001) genehmigten Nebentätig-
keiten sind nachträglich gesetzlich befristet worden.
Sie erlöschen mit Ablauf des 31.12.2001. D. h., alle
bis zu diesem Termin erteilten Nebentätigkeitsge-
nehmigungen bis zu diesem Zeitpunkt neu bean-
tragt werden müssen.

• Darüber hinaus wurde die Auskunftspflicht erweitert.
So ist jetzt neben Angaben über Art und Umfang der
Nebentätigkeit auch die Höhe bzw. der Umfang der
Entgelte oder der geldwerten Vorteile, die mit der Ne-
bentätigkeit erzielt werden, anzugeben.
Außerdem sind alle nicht nur geringfügigen Änderun-
gen dieser Angaben unverzüglich schriftlich anzuzei-
gen.

• Neu ist, dass die Ausübung einer schriftstellerischen,
wissenschaftlichen, künstlerischen oder einer Vor-
tragstätigkeit sowie die Tätigkeit in Selbsthilfeeinrich-
tungen der Beamten ist vor ihrer Aufnahme anzuzei-
gen, wenn für sie ein Entgelt oder ein geldwerter
Vorteil gewährt wird.
Auch in diesen Fällen ist die voraussichtliche Höhe
der Entgelte oder geldwerten Vorteile schriftlich anzu-
zeigen.

• Die neu eingeführte Anzeigepflicht für nicht genehmi-
gungspflichtige Nebentätigkeiten gilt auch für die vor
Inkrafttreten des Gesetzes aufgenommenen und
weiter ausgeübten Nebentätigkeiten, d.h. sie müssen
nun angezeigt werden.

Verbot der Annahme von Belohnungen und Ge-
schenken (§ 74 HmbBG):

Durch die neue Formulierung wird das grundsätzliche
Verbot der Annahme von Belohnungen oder Geschenken
in Bezug auf das Amt noch stärker als bisher betont.

Befristete Herabsetzung des Mindestalters für Beur-
laubungen bis zum Ruhestand (§ 95 a Abs. 5 HmbBG)

Bis zum 31. Dezember 2004 kann Urlaub ohne Diens t-
bezüge, der sich auf die Zeit bis zum Beginn des Ruhe-
standes erstrecken muss nach § 95 a Abs. 1 Nr. 2
HmbBG, bereits nach Vollendung des fünfzigsten Le-
bensjahres bewilligt werden.

14.08.2001 V 438-2/111-06.16
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Anhang

Auszugsweiser Abdruck
der durch das Fünfte Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften

geschaffenen bzw. geänderten Vorschriften
des Hamburgischen Beamtengesetzes

(Die Änderungen sind durch Kursivschrift und Unterstreichungen gekennzeichnet.)

§ 47 a

(1) Bis zum 31. Dezember 2004 soll von der Versetzung
des Beamten in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit
abgesehen werden, wenn er das fünfzigste Lebensjahr
vollendet hat und unter Beibehaltung seines Amtes seine
Dienstpflichten noch während mindestens der Hälfte der
regelmäßigen Arbeitszeit erfüllen kann (begrenzte
Dienstfähigkeit).

(2) Die Arbeitszeit des Beamten ist entsprechend der
begrenzten Dienstfähigkeit herabzusetzen. Er kann mit
seiner Zustimmung auch in einer nicht seinem Amt ent-
sprechenden Tätigkeit eingeschränkt verwendet werden.

(3) Von einer eingeschränkten Verwendung des Beamten
nach Absatz  2 soll abgesehen werden, wenn ihm nach
§ 47 Absatz  3 ein anderes Amt oder eine geringerwertige
Tätigkeit übertragen werden kann.

(4) § 49 gilt entsprechend. § 69 Absatz  2 Satz  4 gilt mit
der Maßgabe, dass von der regelmäßigen Arbeitszeit des
Beamten unter Berücksichtigung der verminderten Ar-
beitszeit nach Absatz  2 auszugehen ist.

§ 69

(1) Der Beamte bedarf zur Übernahme jeder Nebentätig-
keit der vorherigen Genehmigung seines Dienstvorge-
setzten; ausgenommen sind die Nebentätigkeiten,
1. zu deren Wahrnehmung der Beamte nach § 68 ver-

pflichtet worden ist,
2. die in § 70 Absatz 1 abschließend als nicht genehmi-

gungspflichtig aufgeführt sind.
Als Nebentätigkeit gilt nicht die Wahrnehmung öffentli-
cher Ehrenämter sowie einer unentgeltlichen Vormund-
schaft, Betreuung oder Pflegschaft eines Angehörigen;
ihre Übernahme ist vor Beginn der Tätigkeit schriftlich
anzuzeigen.

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn zu besorgen
ist, dass durch die Nebentätigkeit dienstliche Interessen
beeinträchtigt werden. Ein solcher Versagungsgrund liegt
insbesondere vor, wenn die Nebentätigkeit
1. nach Art und Umfang die Arbeitskraft des Beamten so

stark in Anspruch nimmt, dass die ordnungsgemäße
Erfüllung seiner dienstlichen Pflichten behindert wer-
den kann,

2. den Beamten in einen Widerstreit mit seinen dienstli-
chen Pflichten bringen kann,

3. in einer Angelegenheit ausgeübt wird, in der die Be-
hörde, der der Beamte angehört, tätig wird oder tätig
werden kann,

4. die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit des Beam-
ten beeinflussen kann,

5. zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen
dienstlichen Verwendbarkeit des Beamten führen
kann,

6. dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung abträglich
sein kann.

Ein solcher Versagungsgrund liegt in der Regel auch vor,
wenn sich die Nebentätigkeit wegen gewerbsmäßiger
Dienst- oder Arbeitsleistung oder sonst nach Art, Um-
fang, Dauer oder Häufigkeit als Ausübung eines Zweitbe-
rufes darstellt. Die Voraussetzung des Satzes 2 Num-
mer 1 gilt in der Regel als erfüllt, wenn die zeitliche Be-
anspruchung durch eine oder mehrere Nebentätigkeiten
in der Woche ein Fünftel der regelmäßigen wöchentl i-
chen Arbeitszeit überschreitet. Die Genehmigung ist auf
längstens fünf Jahre zu befristen; sie kann mit Auflagen
und Bedingungen versehen werden. Ergibt sich eine
Beeinträchtigung dienstlicher Interessen nach Erteilung
der Genehmigung, ist diese zu widerrufen.

(3) Der Beamte darf Nebentätigkeiten nur außerhalb der
Arbeitszeit ausüben, es sei denn, er hat sie auf Verlan-
gen, Vorschlag oder Veranlassung seines Dienstvorge-
setzten übernommen oder sein Dienstvorgesetzter hat
ein dienstliches Interesse an der Übernahme der Ne-
bentätigkeit durch den Beamten anerkannt. Ausnahmen
dürfen nur in besonders begründeten Fällen, insbesonde-
re im öffentlichen Interesse, zugelassen werden, wenn
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen und die ver-
säumte Arbeitszeit vor- oder nachgeleistet wird.

(4) Der Beamte darf bei der Ausübung von Nebentätig-
keiten Einrichtungen, Personal oder Material des Diens t-
herrn nur bei Vorliegen eines öffentlichen oder wissen-
schaftlichen Interesses mit vorheriger Genehmigung
seines Dienstvorgesetzten und gegen Entrichtung eines
angemessenen Entgelts in Anspruch nehmen. Das Ent-
gelt hat sich nach den dem Dienstherrn entstehenden
Kosten zu richten und muss den besonderen Vorteil
berücksichtigen, der dem Beamten durch die Inan-
spruchnahme entsteht.

(5) Anträge auf Erteilung einer Genehmigung (Absatz 1
Satz 1 und Absatz 4 Satz 1), auf Anerkennung eines
dienstlichen Interesses (Absatz 3 Satz 1) und auf Zulas-
sung einer Ausnahme (Absatz 3 Satz 2) sowie Entschei-
dungen über diese Anträge und über den Widerruf einer
Genehmigung (Absatz 2 Satz 6) bedürfen der Schrift-
form. Der Beamte hat dabei die für die Entscheidung
seines Dienstvorgesetzten erforderlichen Nachweise,
insbesondere über Art und Umfang der Nebentätigkeit
sowie die Entgelte und Geldwerten Vorteile hieraus, zu
führen; der Beamte hat jede Änderung unverzüglich
schriftlich anzuzeigen.

§ 70 Abs. 2

(2) Eine nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit
nach Absatz  1 Nummern 3 und 4 sowie eine Tätigkeit in
Selbsthilfeeinrichtungen der Beamten nach Absatz  1
Nummer 5 hat der Beamte, dem hierfür ein Entgelt oder
ein geldwerter Vorteil geleistet wird, in jedem Einzelfall
vor ihrer Aufnahme seinem Dienstvorgesetzten unter
Angabe der voraussichtlichen Höhe der Entgelte und
geldwerten Vorteile hieraus schriftlich anzuzeigen; der
Beamte hat jede Änderung unverzüglich schriftlich mit-
zuteilen. Der Dienstvorgesetzte kann im Übrigen aus
begründetem Anlass verlangen, dass der Beamte über
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eine von ihm ausgeübte nicht genehmigungspflichtige
Nebentätigkeit, insbesondere über deren Art und Umfang
sowie die Entgelte und geldwerten Vorteile hieraus,
schriftlich Auskunft erteilt. Eine nicht genehmigungs-
pflichtige Nebentätigkeit ist durch schriftliche Entschei-
dung des Dienstvorgesetzten ganz oder teilweise zu
untersagen, wenn der Beamte bei ihrer Ausübung dienst-
liche Pflichten verletzt.

§ 73

Die zur Ausführung der §§ 68 bis 72 notwendigen Vor-
schriften über die Nebentätigkeit der Beamten erlässt der
Senat durch Rechtsverordnung. In ihr kann insbesondere
bestimmt werden,
1. welche Tätigkeiten als öffentlicher Dienst im Sinne

dieser Vorschriften anzusehen sind oder ihm gleich-
stehen,

2. ob und inwieweit der Beamte für eine im öffentlichen
Dienst ausgeübte oder auf Verlangen, Vorschlag oder
Veranlassung seines Dienstvorgesetzten übernom-
mene Nebentätigkeit eine Vergütung erhält oder eine
erhaltene Vergütung abzuführen hat,

3. unter welchen Voraussetzungen ein Beamter bei der
Ausübung einer Nebentätigkeit Einrichtungen, Pers o-
nal oder Material des Dienstherrn in Anspruch neh-
men darf und in welcher Höhe hierfür ein Entgelt an
den Dienstherrn zu entrichten ist; das Entgelt kann
pauschaliert und in einem Hundertsatz des aus der
Nebentätigkeit erzielten Bruttoeinkommens festgelegt
werden und bei unentgeltlich ausgeübter Nebentätig-
keit entfallen.

4. dass der Beamte verpflichtet werden kann, nach
Ablauf eines jeden Kalenderjahres seinem Dienstvor-
gesetzten die ihm zugeflossenen Entgelte und geld-
werten Vorteile aus Nebentätigkeiten anzugeben.

§ 74

Der Beamte darf, auch nach Beendigung des Beamten-
verhältnisses, keine Belohnungen oder Geschenke in
Bezug auf sein Amt annehmen. Ausnahmen bedürfen
der Zustimmung der obersten oder der letzten obersten
Dienstbehörde. Die Befugnis zur Zustimmung kann auf
andere Stellen übertragen werden.

§ 95 a Absatz 3 und 5

(3) Urlaub nach Absatz 1 und Urlaub oder Ermäßigung
der Arbeitszeit um mehr als die Hälfte der regelmäßigen
Arbeitszeit nach § 89 Absatz 1 dürfen zusammen die
Dauer von zwölf Jahren nicht überschreiten. Dabei bleibt
eine Ermäßigung der Arbeitszeit um mehr als die Hälfte
der regelmäßigen Arbeitszeit während eines Erziehungs-
urlaubs unberücksichtigt. In den Fällen des Absatzes 1
Nummer 2 findet Satz 1 keine Anwendung, wenn es dem
Beamten nicht mehr zuzumuten ist, zur Voll- oder Teil-
zeitbeschäftigung zurückzukehren.

(5) Bis zum 31. Dezember 2004 kann Urlaub nach Ab-
satz 1 Nummer 2 bereits nach Vollendung des fünfzig-
sten Lebensjahres bewilligt werden. Absatz  3 Satz  1 ist
mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Dauer des Ur-
laubs fünfzehn Jahre nicht überschreiten darf.

* * *

Nachdruck aus dem Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 25 Teil I vom 20.07.2001, S. 157 f. :

Verordnung zur Neufassung und Änderung von
Ausbildungs- und Prüfungsordnungen beruflicher Schulen

Vom 10 Juli 2001

I n h a l t s ü b e r s i c h t

Artikel 1
Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Berufsvorbereitungsschule

Artikel 2
Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Berufsfachschule für Kaufmännische Assistenz

Artikel 3
Verordnung zur Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung

der Berufsfachschule für Kaufmännische Medienassistenz

Artikel 4
Verordnung zur Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung

der Höheren Handelsschule

Artikel 5
Schlussbestimmungen
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Artikel 1
Ausbildungs- und Prüfungsordnung

der Berufsvorbereitungsschule
(APO-BVS)

Auf Grund von § 44 Absatz 1 Satz 2, § 44 Absatz 2 Satz 3, § 45 Absatz 4, § 46 Absatz 2
und § 47 Absatz 2 des Hamburgischen Schulgesetzes vom 16. April 1997 (HmbGVBl. S. 97)
wird verordnet:

§ 1
Anwendungsbereich

Diese Verordnung gilt in Verbindung mit der Ausbildungs-
und Prüfungsordnung für berufliche Schulen – Allgemei-
ner Teil – vom 25. Juli 2000 (HmbGVBl. S. 183, 184) in
der jeweils geltenden Fassung.

§ 2
Ziel und Struktur

der Berufsvorbereitungsschule

(1) Die Berufsvorbereitungsschule soll Schülerinnen und
Schüler befähigen, in die Berufsausbildung, in weiterfüh-
rende Schulen oder in die Arbeitswelt einzutreten, und
ermöglicht ihnen, einen schulischen Abschluss zu erwer-
ben, der entsprechend ihren Leistungen die Berechtigun-
gen des Hauptschulabschlusses und des Realschulab-
schlusses umfassen kann. Die Berufsvorbereitungs-
schule soll ferner Schülerinnen und Schülern, deren
Herkunftssprache nicht Deutsch ist, Kenntnisse, Fähig-
keiten und Fertigkeiten in der deutschen Sprache ver-
mitteln.

(2) In der Berufsvorbereitungsschule werden drei Kurse
angeboten:
1. das Berufsvorbereitungsjahr für Schülerinnen und

Schüler, deren Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig-
keiten in der deutschen Sprache ausreichen, um mit
Aussicht auf Erfolg am Unterricht teilzunehmen (BVJ);
das BVJ dauert in Vollzeitform ein Schuljahr,

2. das Berufsvorbereitungsjahr für Schülerinnen und
Schüler, deren Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig-
keiten in der deutschen Sprache nicht ausreichen, um
mit Aussicht auf Erfolg am Unterricht teilzunehmen
(BVJ-M); das BVJ-M dauert in Vollzeitform zwei
Schuljahre,

3. das Vorbereitungsjahr für Schülerinnen und Schüler,
deren Herkunftssprache nicht Deutsch ist und deren
Aufenthalt im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland
auf Grund insbesondere einer Aufenthaltsgestattung
oder Duldung von vorübergehender Beschaffenheit
ist (VJ-M); das VJ-M dauert in Vollzeitform zwei
Schuljahre.

(3) Kurse in Teilzeitform dauern entsprechend länger.

(4) Ein Anspruch auf die Einrichtung eines bestimmten
Kurses nach den Absätzen 2 und 3 besteht nicht.

§ 3
Zulassungsvoraussetzungen

(1) Eine Schülerin oder ein Schüler wird zu einem Kurs
der Berufsvorbereitungsschule zugelassen, wenn sie
oder er berufsschulpflichtig ist, nicht mindestens den
Hauptschulabschluss oder eine von der zuständigen
Behörde als gleichwertig anerkannte Vorbildung erwor-
ben hat und nicht an einer öffentlich geförderten Vollzeit-
bildungsmaßnahme teilnimmt. Eine Schülerin oder ein
Schüler kann zum BVJ-M und VJ-M auch zugelassen

werden, wenn sie oder er berufsschulpflichtig ist und ihre
oder seine Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten in
der deutschen Sprache nicht ausreichen, um mit Aus-
sicht auf Erfolg am Unterricht an einer beruflichen Schule
teilzunehmen.

(2) Eine Schülerin oder ein Schüler kann in begründeten
Einzelfällen und mit Zustimmung der Erziehungsberech-
tigten zu einem Kurs der Berufsvorbereitungsschule
zugelassen werden, wenn sie oder er die Vollzeitschul-
pflicht noch nicht erfüllt hat und auf Grund ihrer oder
seiner Lern- und Leistungsentwicklung zu erwarten ist,
dass sie oder er in der Berufsvorbereitungsschule besser
gefördert werden kann. Die Entscheidung trifft die zu-
ständige Behörde.

(3) Eine Bewerberin oder ein Bewerber, die oder der
mindestens den Hauptschulabschluss oder eine von der
zuständigen Behörde als gleichwertig anerkannte Vorbil-
dung erworben oder die Schulpflicht erfüllt hat, kann im
Einzelfall zur besseren Förderung des Zugangs in die
Berufsausbildung oder in die Arbeitswelt zu einem Kurs
der Berufsvorbereitungsschule zugelassen werden. Die
Entscheidung trifft die zuständige Behörde.

(4) Vor der Aufnahme in die Berufsvorbereitungsschule
soll eine Beratung durch die zuständige Behörde und die
Arbeitsverwaltung erfolgen.

§ 4
Art und Inhalt der Ausbildung

(1) Der Unterricht in einem Kurs umfasst einen Pflichtbe-
reich und einen Wahlpflichtbereich. Der Pflichtbereich ist
in zwei Lernbereiche gegliedert; die einzelnen Unter-
richtsfächer sind aus der Anlage ersichtlich. Die zustän-
dige Behörde kann die Bezeichnung der Unterrichtsfä-
cher fortschreiben, soweit sich nicht wesentliche Unter-
richtsinhalte ändern. Im Wahlpflichtbereich bietet die
Schule insbesondere Unterricht im Fach Englisch und im
Rahmen ihrer personellen, räumlichen und sächlichen
Möglichkeiten Unterricht in den Herkunftssprachen der
Schülerinnen und Schüler an. Ein Anspruch auf das
Angebot einer bestimmten Sprache besteht nicht.

(2) Die Unterrichtsfächer der Lernbereiche und die Ange-
bote des Wahlpflichtbereichs werden vorrangig in pro-
jektorientierten Unterrichtsvorhaben übergreifend und
praxisorientiert unterrichtet. Dabei sind projektspezifische
Leistungsnachweise vorzusehen, die eine Bewertung der
Leistungen der Schülerin oder des Schülers gewährlei-
sten. Die von der Schülerin oder dem Schüler in einem
projektorientierten Unterrichtsvorhaben erbrachten Leis-
tungen werden entweder für jedes Fach getrennt bewer-
tet oder mit einer Gesamtnote, die für jedes Fach gilt. Die
Leistungen können auch mit einer Projektnote bewertet
werden, wenn das Unterrichtsvorhaben in seinem Um-
fang dem Unterricht eines Schulhalbjahres in einem Fach
entspricht. Die Projektnote wird als Note im Zeugnis
aufgeführt und ist in ihren Wirkungen der Note eines
Pflichtfaches gleichgestellt.
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(3) Ist ein Unterrichtsangebot im Wahlpflichtbereich in-
haltlich einem Unterrichtsfach des Pflichtbereichs zuge-
ordnet, werden die von der Schülerin oder dem Schüler
im Wahlpflichtangebot und im Pflichtfach erbrachten
Leistungen mit einer Gesamtnote bewertet.

(4) Die Schülerinnen und Schüler können in Lerngruppen
zusammengefasst unterrichtet werden, die sie auf den
Erwerb eines dem Hauptschulabschluss und eines dem
Realschulabschluss gleichwertigen Abschlusses der
Berufsvorbereitungsschule vorbereiten.

(5) Die Teilnahme an Lerngruppen nach Absatz 4 erfolgt
in einjährigen Kursen für drei Monate auf Probe. In zwei-
jährigen Kursen kann die Probezeit nach Ablauf von drei
Monaten auf Beschluss der Zeugniskonferenz auf insge-
samt sechs Monate verlängert werden. In der Probezeit
sollen die Schülerinnen und Schüler nachweisen, dass
sie auf Grund ihrer Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig-
keiten die Voraussetzungen für den Erwerb eines dem
Hauptschulabschluss oder eines dem Realschulab-
schluss gleichwertigen Abschlusses der Berufsvorberei-
tungsschule erfüllen. Die Voraussetzungen erfüllt, wer
nach Ablauf der Probezeit in den beiden Fächern Spra-
che und Kommunikation sowie Berechnungen minde-
stens ausreichende Leistungen erbracht hat.

(6) Wer die Voraussetzungen nach Absatz 5 nicht erfüllt,
wird in eine den Leistungen entsprechende Lerngruppe
eingestuft, die nicht auf den Erwerb eines dem Haupt-
schulabschluss oder eines dem Realschulabschluss
gleichwertigen Abschlusses vorbereitet. Die Probezeit
kann nicht wiederholt werden. Ausnahmsweise kann eine
Schülerin oder ein Schüler an der Lerngruppe nach Ab-
satz 4 teilnehmen, ohne dass die Voraussetzungen nach
Absatz 5 erfüllt sind, wenn auf Grund der persönlichen
Leistungsentwicklung und Leistungsbereitschaft zu er-
warten ist, dass sie oder er den angestrebten Abschluss
erreichen wird, oder wenn der unzureichende Leistungs-
stand durch längere Krankheit oder andere schwer wie-
gende Belastungen verursacht ist. Die Entscheidung trifft
die Zeugniskonferenz.

§ 5
Ergänzungsunterricht

(1) In den Fächern Sprache und Kommunikation, Be-
rechnungen und Englisch wird den Schülerinnen und
Schülern ergänzender Unterricht angeboten, wenn keine
Lerngruppe gemäß § 4 Absatz 4 eingerichtet ist. In den
Fächern Sprache und Kommunikation sowie Berechnun-
gen werden die von der Schülerin oder dem Schüler im
Ergänzungsunterricht und im entsprechenden Pflichtfach
erbrachten Leistungen mit einer Gesamtnote bewertet.

(2) Die Teilnahme am Ergänzungsunterricht erfolgt in
einjährigen Kursen für drei Monate auf Probe. In zweijäh-
rigen Kursen kann die Probezeit nach Ablauf von drei
Monaten auf Beschluss der Zeugniskonferenz auf insge-
samt sechs Monate verlängert werden. In der Probezeit
sollen die Schülerinnen und Schüler nachweisen, dass
sie auf Grund ihrer Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig-
keiten die Voraussetzungen für den Erwerb eines dem
Hauptschulabschluss oder eines dem Realschulab-
schluss gleichwertigen Abschlusses der Berufsvorberei-
tungsschule erfüllen. Die Voraussetzungen erfüllt, wer
nach Ablauf der Probezeit in den beiden Fächern Spra-
che und Kommunikation sowie Berechnungen minde-
stens ausreichende Leistungen erbracht hat.

(3) Wer die Voraussetzungen nach Absatz 2 nicht erfüllt,
wird von der Teilnahme am Ergänzungsunterricht ausge-
schlossen. § 4 Absatz 6 gilt entsprechend.

§ 6
Aufrücken, Rücktritt

(1) Die Schülerinnen und Schüler, die am BVJ-M oder
VJ-M teilnehmen, rücken ohne Versetzung in das zweite
Jahr der Ausbildung auf.
(2) Eine Schülerin oder ein Schüler kann in das nachfol-
gende Jahr der Ausbildung zurücktreten, wenn auf Grund
ihrer oder seiner Lern- und Leistungsentwicklung eine
erfolgreiche Mitarbeit erheblich beeinträchtigt ist und
wenn zu erwarten ist, dass sie oder er im nachfolgenden
Jahr der Ausbildung besser gefördert werden kann. Die
Entscheidung trifft die Zeugniskonferenz. Ein Rücktritt ist
unzulässig, wenn die Schülerin oder der Schüler die
Ausbildung ganz oder teilweise wiederholt oder bereits
wiederholt hat.

§ 7
Zeugnisse der

Berufsvorbereitungsschule

(1) Eine Schülerin oder ein Schüler erhält das Ab-
schlusszeugnis der Berufsvorbereitungsschule, wenn sie
oder er in allen Fächern des Lernbereichs  I mindestens
ausreichende Leistungen und in keinem Fach des Lern-
bereichs  II ungenügende Leistungen erbracht hat. Man-
gelhafte Leistungen in höchstens einem Fach des Lern-
bereichs  I werden durch mindestens gute Leistungen in
einem anderen Fach des Lernbereichs  I oder befriedi-
gende Leistungen in zwei anderen Fächern des Lernbe-
reichs  I ausgeglichen.

(2) Beendet eine Schülerin oder ein Schüler den Besuch
der Berufsvorbereitungsschule vorzeitig, um eine Berufs-
ausbildung zu beginnen oder eine berufliche Tätigkeit
auszuüben, enthält das Abgangszeugnis einen entspre-
chenden Vermerk zur Schullaufbahn.

(3) In Halbjahres-, Jahres- und Abgangszeugnissen der
Schülerinnen und Schüler im Kurs VJ-M, die in Ihrem
Herkunftsland vor dem Besuch der Berufsvorbereitungs-
schule keine geeignete Schule besucht haben, und der
Schülerinnen und Schüler mit geistigen Behinderungen
werden die im Unterricht erbrachten Leistungen an Stelle
von Noten durch Berichte bewertet und beurkundet. Die
Berichte sollen sich an den Notenstufen orientieren.

§ 8
Gleichwertigkeit mit dem

Abschlusszeugnis der Hauptschule

Das Abschlusszeugnis der Berufsvorbereitungsschule
entspricht in seinen Berechtigungen dem Abschluss-
zeugnis der Hauptschule, wenn die Schülerin oder der
Schüler in den Fächern Sprache und Kommunikation,
Berechnungen sowie Englisch durchgehend am Unter-
richt teilgenommen hat, der auf den Erwerb eines dem
Hauptschulabschluss oder eines dem Realschulab-
schluss gleichwertigen Abschlusses der Berufsvorberei-
tungsschule vorbereitet, und wenn sie oder er in allen
Fächern der Lernbereiche I und II sowie in Englisch min-
destens ausreichende Leistungen erbracht hat. Mangel-
hafte Leistungen in höchstens einem Fach des Lernbe-
reichs  I werden durch mindestens gute Leistungen in
einem anderen Fach des Lernbereichs  I oder befriedi-
gende Leistungen in zwei anderen Fächern des Lernbe-
reichs  I ausgeglichen. Mangelhafte Leistungen in einem
Fach des Lernbereiches  II oder in Englisch werden durch
mindestens gute Leistungen in einem anderen Fach oder
befriedigende Leistungen in zwei anderen Fächern aus-
geglichen. Mangelhafte Leistungen in zwei Fächern des
Lernbereichs I oder mangelhafte Leistungen in den bei-
den Fächern Sprache und Kommunikation sowie Be-
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rechnungen beziehungsweise im Kurs VJ-M mangelhafte
Leistungen in zwei der drei Fächer Sprache und Kom-
munikation, Berechnungen sowie Wirtschaft und Gesell-
schaft oder mangelhafte Leistungen in insgesamt drei
Fächern oder ungenügende Leistungen in einem Fach
werden nicht ausgeglichen. Nicht ausreichende Leistun-
gen in den Fächern Englisch und Sport können unbe-
rücksichtigt bleiben; die Fachlehrkraft ist zu hören.

§ 9
Gleichwertigkeit mit dem

Abschlusszeugnis der Realschule

(1) Das Abschlusszeugnis der Berufsvorbereitungsschule
entspricht in seinen Berechtigungen dem Abschluss-
zeugnis der Realschule, wenn die Schülerin oder der
Schüler die Abschlussprüfung bestanden hat. Die Ab-
schlussprüfung besteht aus einem schriftlichen, einem
praktischen und einem mündlichen Teil.

(2) Zur Abschlussprüfung ist zugelassen, wer in den
Fächern Sprache und Kommunikation, Berechnungen
sowie Englisch durchgehend am Unterricht teilgenom-
men hat, der auf den Erwerb eines dem Realschulab-
schluss gleichwertigen Abschlusses der Berufsvorberei-
tungsschule vorbereitet, und wer in allen Fächern der
Lernbereiche I und II mindestens ausreichende Leistun-
gen erbracht hat; § 8 Sätze 2 bis 4 gelten entsprechend.
Nicht ausreichende Leistungen im Fach Sport können
unberücksichtigt bleiben; die Fachlehrkraft ist zu hören.

(3) Schriftlich wird in den Fächern Sprache und Kommu-
nikation, Berechnungen und Englisch sowie zusätzlich im
Kurs VJ-M im Fach Wirtschaft und Gesellschaft geprüft.
Für die Bearbeitung der Prüfungsaufgaben stehen in den
Fächern Sprache und Kommunikation sowie Berechnun-
gen jeweils drei Zeitstunden und in den Fächern Englisch
sowie Wirtschaft und Gesellschaft jeweils zwei Zeitstun-
den zur Verfügung.

(4) Praktisch wird in allen Fächern des Lernbereichs  I
geprüft. Für die Bearbeitung der Prüfungsaufgaben ste-
hen nach näherer Festlegung bei der Bestimmung der
Aufgaben zwei bis acht Zeitstunden zur Verfügung. Die
Aufgaben für die einzelnen Fächer können zu einer ge-
meinsamen Prüfungsaufgabe zusammengefasst werden.
Die Prüfung erfolgt als Einzel- oder Gruppenprüfung. Die
Bearbeitung und die Ergebnisse der Prüfungsaufgaben
sind in einem Prüfungsgespräch vorzustellen und zu
erörtern. Die im Prüfungsgespräch erbrachten Leistun-
gen werden mit einer Note bewertet.

(5) Mündlich kann in jedem Unterrichtsfach des Lernbe-
reichs  II mit Ausnahme des Faches Sport geprüft wer-
den.

(6) Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn die Leis-
tungen des Prüflings in allen Prüfungsfächern minde-
stens mit der Endnote „ausreichend" bewertet wurden.
Mangelhafte Leistungen in höchstens einem Fach des
Lernbereichs I werden durch mindestens gute Leistungen
in einem anderen Fach des Lernbereichs  I oder befriedi-
gende Leistungen in zwei anderen Fächern des Lernbe-
reichs  I ausgeglichen. Mangelhafte Leistungen in einem
Prüfungsfach des Lernbereichs  II oder in Englisch wer-
den durch mindestens gute Leistungen in einem anderen
Prüfungsfach oder befriedigende Leistungen in zwei
anderen Prüfungsfächern ausgeglichen. Mangelhafte
Leistungen in zwei Fächern des Lernbereiches  I oder
mangelhafte Leistungen in den beiden Fächern Sprache
und Kommunikation sowie Berechnungen beziehungs-
weise im Kurs VJ-M mangelhafte Leistungen in zwei der
drei Fächer Sprache und Kommunikation, Berechnungen

sowie Wirtschaft und Gesellschaft oder mangelhafte
Leistungen in insgesamt drei Prüfungsfächern oder un-
genügende Leistungen in einem Fach werden nicht aus-
geglichen.

(7) Hat die Schülerin oder der Schüler die Abschluss-
prüfung nicht bestanden, wird auf Antrag ein Abschluss-
zeugnis gemäß § 8 erteilt, in das die gemäß Absatz 2
erreichten Vornoten einzutragen sind.

§ 10
Prüfung für Externe

(1) Wer den Abschluss der Berufsvorbereitungsschule
erwerben will, ohne sie besucht zu haben, oder wer die
Berufsvorbereitungsschule besucht und vorzeitig den Ab-
schluss erwerben will, kann die Prüfung für Externe able-
gen. Zur Prüfung wird zugelassen, wer die Vollzeitschul-
pflicht erfüllt und nicht mindestens den Hauptschulab-
schluss oder eine von der zuständigen Behörde als
gleichwertig anerkannte Vorbildung erworben hat und
nach dem persönlichen Bildungsgang und Berufsweg
erwarten lässt, dass die erworbenen Kenntnisse, Fähig-
keiten und Fertigkeiten den Anforderungen genügen, die
an den Erwerb der angestrebten Berechtigungen gestellt
werden.

(2) Grundlage der Prüfung für Externe sind die Unter-
richtsfächer der Kurse BVJ und BVJ-M.

(3) Die Prüfung für den Erwerb des Abschlusses der
Berufsvorbereitungsschule ist eine praktische Prüfung,
die entsprechend § 9 Absatz 4 durchgeführt wird. Für die
Bearbeitung der Prüfungsaufgaben stehen zwei bis vier
Zeitstunden zur Verfügung. Für das Ergebnis der Prüfung
gilt § 7 entsprechend.

(4) Die Prüfung für den Erwerb des Abschlusses der
Berufsvorbereitungsschule, der in seinen Berechtigungen
dem Abschlusszeugnis der Hauptschule entspricht, be-
steht aus einem schriftlichen, einem praktischen und
einem mündlichen Teil. Die praktische Prüfung wird ent-
sprechend § 9 Absatz 4 durchgeführt. Schriftlich wird in
den Fächern Sprache und Kommunikation sowie Be-
rechnungen geprüft. Für die Bearbeitung der Prüfungs-
aufgaben stehen jeweils 90 Minuten zur Verfügung.
Mündlich wird in den Fächern Sprache und Kommunika-
tion sowie Berechnungen geprüft. Von der mündlichen
Prüfung in einem Fach wird in der Regel abgesehen,
wenn der Prüfling in der schriftlichen Prüfung mindestens
ausreichende Leistungen erbracht hat. In diesem Fall
kann der Prüfling eine mündliche Prüfung beantragen.
Der Antrag ist schriftlich innerhalb von drei Tagen nach
Bekanntgabe der Ergebnisse der schriftlichen Prüfung zu
stellen. Zur mündlichen Prüfung wird nicht zugelassen,
wer in der schriftlichen Prüfung in zwei Fächern mangel-
hafte oder in einem Fach ungenügende Leistungen er-
bracht hat; in diesem Fall ist die Prüfung für Externe nicht
bestanden. Für das Ergebnis der Prüfung gilt § 8 ent-
sprechend.

(5) Die Prüfung für den Erwerb des Abschlusses der
Berufsvorbereitungsschule, der in seinen Berechtigungen
dem Abschlusszeugnis der Realschule entspricht, be-
steht aus einem schriftlichen, einem praktischen und
einem mündlichen Teil. Die schriftliche Prüfung wird
entsprechend § 9 Absatz 3, die praktische Prüfung wird
entsprechend § 9 Absatz 4 durchgeführt. Mündlich wird
in den Fächern Sprache und Kommunikation, Berech-
nungen sowie Englisch geprüft. Von der mündlichen
Prüfung in einem Fach wird in der Regel abgesehen,
wenn der Prüfling in der schriftlichen Prüfung mindestens
ausreichende Leistungen erbracht hat. In diesem Fall



239

kann der Prüfling eine mündliche Prüfung beantragen.
Der Antrag ist schriftlich innerhalb von drei Tagen nach
Bekanntgabe der Ergebnisse der schriftlichen Prüfung zu
stellen. Zur mündlichen Prüfung wird nicht zugelassen,
wer in der schriftlichen Prüfung in zwei Fächern mangel-
hafte oder in einem Fach ungenügende Leistungen er-
bracht hat; in diesem Fall ist die Prüfung für Externe nicht
bestanden. Für das Ergebnis der Prüfung gilt § 9  Ab-
satz 6 entsprechend.
(6) Im Prüfungszeugnis wird vermerkt, dass die Prüfung
für Externe abgelegt wurde.
(7) Ist die Prüfung nicht bestanden, wird in der Beschei-
nigung über die Prüfungsteilnahme das Prüfungsziel
gemäß den Absätzen drei bis fünf vermerkt.

§ 11
Wiederholung

Eine Schülerin oder ein Schüler, die oder der am BVJ
teilgenommen und nicht das Abschlusszeugnis der
Brufsvorbereitungsschule erworben hat, kann den Kurs
wiederholen. Eine Schülerin oder ein Schüler, die oder
der am BVJ-M oder am VJ-M teilgenommen und nicht
das Abschlusszeugnis der Berufsvorbereitungsschule
erworben hat, kann das zweite Schuljahr wiederholen. In
besonders gelagerten Einzelfällen kann die zuständige
Behörde weitere Wiederholungsmöglichkeiten zulassen.

Anlage
Verzeichnis der Unterrichtsfächer des Pflichtbereichs nach § 4 Absatz 1

BVJ
Lernbereich I
Berufliche Fächer des Berufsfeldes:
Produktion und Dienstleistungen
Gestaltung und Planung
Gesellschaft und Technik

Lernbereich II
Sprache und Kommunikation
Berechnungen
Sport
Wahlpflicht

VJ-M
Lernbereich I
Arbeitslehre

Lernbereich II
Sprache und Kommunikation
Berechnungen
Wirtschaft und Gesellschaft
Sport
Wahlpflicht

BVJ-M
Lernbereich I
Berufliche Fächer des Berufsfeldes:
Produktion und Dienstleistungen
Gestaltung und Planung
Gesellschaft und Technik

Lernbereich II
Sprache und Kommunikation
Berechnungen
Sport
Wahlpflicht
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Artikel 2
Ausbildungs- und Prüfungsordnung

der Berufsfachschule für Kaufmännische Assistenz
(APO-KASS)

Auf Grund von § 21 Absatz 2, § 44 Absatz 1 Satz 2, § 44 Absatz 2 Satz 3, § 45 Absatz 4,
§ 46 Absatz 2 und § 47 Absatz 2 des Hamburgischen Schulgesetzes vom 16. April 1997
(HmbGVBl. S. 97) wird verordnet:

§ 1
Anwendungsbereich

Diese Ordnung gilt in Verbindung mit der Ausbildungs-
und Prüfungsordnung für berufliche Schulen – Allgemei-
ner Teil – vom 25. Juli 2000 (HmbGVBl. S. 183, 184) in
der jeweiligen Fassung.

§ 2
Ziel und Struktur der Ausbildung

(1) Die Berufsfachschule für Kaufmännische Assistenz
soll die Schülerinnen und Schüler befähigen, als Kauf-
männische Assistentinnen und Assistenten in allen Be-
reichen der Wirtschaft und Verwaltung qualifizierte Tätig-
keiten in der jeweiligen Fachrichtung auszuüben.

(2) Die Ausbildung gliedert sich nach den Fachrichtungen
1. Fremdsprachen,
2. Informationsverarbeitung,
3. Betriebswirtschaft,
4. Bürowirtschaft.

(3) Die Ausbildung dauert in Vollzeitform zwei Schuljahre.
Ausbildungen in Teilzeitform dauern entsprechend län-
ger. Die Ausbildung beginnt mit dem Probehalbjahr und
schließt mit der Abschlussprüfung ab. Bei Vorliegen der
Voraussetzungen nach § 3 Absatz 2 kann die Ausbildung
auf ein Jahr verkürzt werden.

§ 3
Zulassung zur Ausbildung

(1) Zur Ausbildung wird zugelassen, wer

1. die Realschule abgeschlossen oder eine als gleich-
wertig anerkannte Vorbildung erworben hat und nach
dem Abschlusszeugnis der Realschule oder nach
dem Zeugnis über die als gleichwertig anerkannte
Vorbildung eine Durchschnittsnote von mindestens
3,5 hat oder

2. die Realschule abgeschlossen oder eine als gleich-
wertig anerkannte Vorbildung erworben hat und eine
mindestens zweijährige Berufsausbildung in einem
anerkannten Ausbildungsberuf oder im öffentlichen
Dienst oder an einer Berufsfachschule abgeschlossen
hat oder

3. die Fachhochschulreife oder eine als gleichwertig
anerkannte Vorbildung erworben hat oder als Schüle-
rin oder Schüler in die gymnasiale Oberstufe versetzt
worden ist.

(2) Für Schülerinnen und Schüler, die die allgemeine
Hochschulreife oder eine als gleichwertig anerkannte
Vorbildung erworben haben und nach dem Zeugnis der
allgemeinen Hochschulreife oder nach dem Zeugnis über
die als gleichwertig anerkannte Vorbildung eine Durch-
schnittsnote von mindestens 3,5 haben, kann die Ausbil-
dung um ein Jahr verkürzt werden.

§ 4
Inhalt der Ausbildung

(1) In der Fachrichtung Fremdsprachen umfasst die Aus-
bildung
im Lernbereich I die Fächer

Büromanagement,
Informationsverarbeitung,
Personal,
Beschaffung,
Marketing,

im Lernbereich II die Fächer
Fachenglisch (Niveau Vantage),
zweite Fremdsprache (Niveau Threshold),
Sprache und Kommunikation.

Bei einer Verkürzung der Ausbildung um ein Jahr wird
das Fach Sprache und Kommunikation ersetzt durch die
dritte Fremdsprache (Niveau Waystage).

(2) In der Fachrichtung Informationsverarbeitung umfasst
die Ausbildung
im Lernbereich I die Fächer

Informationsverarbeitung,
Marketing,
Finanzen und Controlling,

im Lernbereich II die Fächer
Sprache und Kommunikation,
Wirtschaft und Gesellschaft,
Fachenglisch (Niveau Threshold).

(3) In der Fachrichtung Betriebswirtschaft umfasst die
Ausbildung
im Lernbereich I die Fächer

Informationsverarbeitung,
Materialwesen,
Marketing,
Finanzen und Controlling,

im Lernbereich II die Fächer
Sprache und Kommunikation,
Wirtschaft und Gesellschaft,
Fachenglisch (Niveau Threshold).

(4) In der Fachrichtung Bürowirtschaft umfasst die Aus-
bildung
im Lernbereich I die Fächer

Informationsverarbeitung,
Büromanagement,
Marketing,
Personal,

im Lernbereich II die Fächer
Sprache und Kommunikation,
Wirtschaft und Gesellschaft,
Fachenglisch (Niveau Threshold).
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Die zuständige Behörde kann die Bezeichnung der Un-
terrichtsfächer fortschreiben, soweit sich nicht wesentl i-
che Unterrichtsinhalte ändern.

(5) Die Schülerinnen und Schüler sollen ein Be-
triebspraktikum im Umfang von mindestens 10 Arbeits-
tagen pro Jahr absolvieren. Die zeitliche Verteilung be-
stimmt die Schule.

§ 5
Versetzung

(1) In der zweijährigen Ausbildung setzt der Übergang
vom ersten in das zweite Schuljahr eine Versetzung
voraus. Grundlage der Entscheidung über die Verset-
zung sind die Bewertungen der Leistungen im Jahres-
zeugnis. Eine Schülerin oder ein Schüler wird versetzt,
wenn sie oder er in allen Fächern mindestens ausrei-
chende Leistungen erbracht hat. Eine Schülerin oder ein
Schüler wird auch versetzt, wenn sie oder er nicht aus-
reichende Leistungen gemäß den Absätzen 2 und 3
ausgleichen kann.

(2) Mangelhafte Leistungen in einem Fach werden durch
mindestens gute Leistungen in einem anderen Fach oder
befriedigende Leistungen in zwei anderen Fächern aus-
geglichen. Mangelhafte Leistungen in zwei Fächern wer-
den durch mindestens gute Leistungen in zwei anderen
Fächern oder mindestens gute Leistungen in einem an-
deren Fach und befriedigende Leistungen in zwei ande-
ren Fächern oder befriedigende Leistungen in vier ande-
ren Fächern ausgeglichen.

(3) Mangelhafte Leistungen in drei Fächern oder unge-
nügende Leistungen in einem Fach werden nicht ausge-
glichen.

(4) Eine Schülerin oder ein Schüler wird ausnahmsweise
ohne Ausgleich für nicht ausreichende Leistungen ver-
setzt, wenn der unzureichende Leistungsstand durch
längere Krankheit oder andere schwer wiegende Belas-
tungen verursacht ist und wenn zu erwarten ist, dass sie
oder er trotz der Belastungen das Ziel des zweiten
Schuljahres erreichen wird.

§ 6
Abschlussprüfung

(1) Die Abschlussprüfung besteht aus einem schriftl i-
chen, einem praktischen und einem mündlichen Teil.

(2) Prüfungsfächer im  Sinne der Vorschriften über die
Abschlussprüfung sind alle Fächer der jeweiligen Fach-
richtung nach § 4 Absätze 1 und 2, auch wenn der Prüf-
ling nicht in jedem Fach geprüft wird.

(3) Schriftlich wird geprüft :
1. in der Fachrichtung Fremdsprachen in den Fächern

Informationsverarbeitung (4 Zeitstunden),
Fachenglisch (3 Zeitstunden),
zweite Fremdsprache (3 Zeitstunden),
Sprache und Kommunikation (3 Zeitstunden),
bei einer Verkürzung der Ausbildung auf ein Jahr wird
das Fach Sprache und Kommunikation ersetzt durch
die dritte Fremdsprache, die in 2 Zeitstunden geprüft
wird;

2. in der Fachrichtung Informationsverarbeitung in den
Fächern
Informationsverarbeitung (5 Zeitstunden),
Fachenglisch (3 Zeitstunden),
Sprache und Kommunikation (3 Zeitstunden),
bei einer Verkürzung der Ausbildung auf ein Jahr wird
das Fach Sprache und Kommunikation ersetzt durch

ein weiteres Fach des Lernbereiches  I nach Wahl der
Schule;

3. in der Fachrichtung Betriebswirtschaft in den Fächern
Informationsverarbeitung (4 Zeitstunden),
Fachenglisch (3 Zeitstunden),
Sprache und Kommunikation (3 Zeitstunden),
bei einer Verkürzung der Ausbildung auf ein Jahr wird
das Fach Sprache und Kommunikation ersetzt durch
ein weiteres Fach des Lernbereiches  I nach Wahl der
Schule;

4. in der Fachrichtung Bürowirtschaft in den Fächern
Informationsverarbeitung (4 Zeitstunden),
Fachenglisch (3 Zeitstunden),
Sprache und Kommunikation (3 Zeitstunden),
bei einer Verkürzung der Ausbildung auf ein Jahr wird
das Fach Sprache und Kommunikation ersetzt durch
ein weiteres Fach des Lernbereiches I nach Wahl der
Schule.

(4) Die praktische Prüfung setzt sich aus der Erstellung
einer Facharbeit aus einem Fach oder mehreren Fächern
des Lernbereichs  I und ihrer Präsentation zusammen.
Die Facharbeit wird im letzten Halbjahr der Ausbildung
erstellt und in der Abschlussprüfung präsentiert. Für die
Präsentation stehen 30 Minuten zur Verfügung.

(5) In allen Fachrichtungen ist eine mündliche Prüfung in
Fachenglisch obligatorisch; sie dauert jeweils 15 Minu-
ten. In allen anderen Fächern kann eine mündliche Prü-
fung erfolgen.

§ 7

Ergebnis der Abschlussprüfung

(1) Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn die End-
note in der praktischen Prüfung und in allen Prüfungsfä-
chern mindestens ausreichend lautet oder wenn für
mangelhafte Leistungen ein Ausgleich entsprechend § 5
Absätze 2 und 3 besteht. Befriedigende oder gute Leis-
tungen in der praktischen Prüfung haben die gleiche
Ausgleichswirkung wie entsprechende Leistungen in
anderen Prüfungsfächern.

(2) Das Ergebnis der praktischen Prüfung wird im Ab-
schlusszeugnis gesondert ausgewiesen. Das Thema der
Facharbeit kann genannt werden.

§ 8
Abschlusszeugnis

Im Abschlusszeugnis wird vermerkt, dass der Prüfling
berechtigt ist, die Berufsbezeichnung „Staatlich geprüfte
kaufmännische Assistentin“ bzw. „Staatlich geprüfter
kaufmännischer Assistent“ mit dem der Fachrichtung der
Ausbildung entsprechenden Zusatz zu führen.

§ 9
Prüfung für Externe

(1) Wer den Abschluss der Berufsfachschule für kauf-
männische Assistenz erwerben will, ohne sie besucht zu
haben, kann die Prüfung für Externe ablegen.

(2) Zur Prüfung wird zugelassen, wer die Voraussetzun-
gen der jeweiligen Fachrichtung nach §§ 3 und 4 erfüllt
und nach dem persönlichen Bildungsgang und Berufs-
weg erwarten lässt, dass die erworbenen Kenntnisse,
Fähigkeiten und Fertigkeiten den Anforderungen genü-
gen, die an den Erwerb der Berechtigung gestellt wer-
den.
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3) Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen und einem
mündlichen Teil.

(4) Prüfungsfächer sind die in § 4 für die jeweilige Fach-
richtung genannten Fächer; die Wahl der zweiten Frem d-
sprache ist zugleich mit dem Antrag auf Zulassung zur
Fremdenprüfung zu treffen. In Ausnahmefällen kann die
zuständige Behörde andere als die in § 4 genannten
Fremdsprachen als Prüfungsfächer zulassen.

(5) Schriftlich wird in allen Prüfungsfächern geprüft. Für
die in § 6 aufgeführten Prüfungsfächer stehen die dort
genannten Zeiten zur Verfügung; für die übrigen Fächer
stehen jeweils zwei Zeitstunden zur Verfügung.

(6) Mündlich wird in allen Prüfungsfächern geprüft. In
Fachenglisch ist die mündliche Prüfung gemäß § 6 obli-

gatorisch. In allen anderen Fächern wird von einer münd-
lichen Prüfung abgesehen, wenn der Prüfling in der
schriftlichen Prüfung mindestens ausreichende Leistun-
gen erbracht hat. In diesem Fall kann der Prüfling eine
mündliche Prüfung beantragen. Der Antrag ist schriftlich
innerhalb von drei Tagen nach Bekanntgabe der Ergeb-
nisse der schriftlichen Prüfung zu stellen. Zur mündlichen
Prüfung wird nicht zugelassen, wer in der schriftlichen
Prüfung in drei Fächern mangelhafte oder in einem Fach
ungenügende Leistungen erbracht hat. In diesem Fall ist
die Prüfung für Externe nicht bestanden.

(7) Für das Ergebnis der Prüfung gilt § 7 entsprechend.

(8) Im Prüfungszeugnis wird vermerkt, dass die Prüfung
für Externe abgelegt wurde. Für die Berechtigungen des
Abschlusszeugnisses gilt § 8 entsprechend.

Artikel 3
Verordnung zur Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung

der Berufsfachschule für Kaufmännische Medienassistenz

Auf Grund von § 21 Absatz 2, § 44 Absatz 1 Satz 2, § 44 Absatz 2 Satz 3, § 45 Absatz 4,
§ 46 Absatz 2 und § 47 Absatz 2 des Hamburgischen Schulgesetzes vom 16. April 1997
(HmbGVBl. S. 97) wird verordnet:

§ 10 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Berufsfachschule für Kaufmännische Medienassistenz vom 25. Juli
2000 (HmbGVBl. S. 255) wird wie folgt geändert:
1. In Satz 1 wird das Wort „Multimediaassistenz“ durch das Wort „Medienassistenz“ ersetzt.
2. In Satz 2 wird vor dem Wort „Medienassistent“ das Wort „Kaufmännischer“ eingefügt.

Artikel 4
Verordnung zur Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung

der Höheren Handelsschule

Auf Grund von § 21 Absatz 2, § 44 Absatz 1 Satz 2, § 44 Absatz 2 Satz 3, § 45 Absatz 4,
§ 46 Absatz 2 und § 47 Absatz 2 des Hamburgischen Schulgesetzes vom 16. April 1997
(HmbGVBl. S. 97) wird verordnet:

In § 5 Absatz 5 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Höheren Handelsschule vom 19. Dezember 2000
(HmbGVBl. S. 415) werden die Wörter „oder in die Berufsfachschule Wirtschaft übergehen“ gestrichen.

Artikel 5
Schlussbestimmungen

Auf Grund der Rechtsvorschriften, die in den Präambeln der Artikeln 1 bis 4 genannt sind, wird ferner verordnet:

§ 1
In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am 1. August 2001 in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt treten außer Kraft:
1. die Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Berufsvorbereitungsschule vom 13  Juli 1999 (HmbGVBl. S. 177),
2. die Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Berufsfachschule für Kaufmännische Assistenz vom 25. Juli 2000
(HmbGVBl. S. 183, 195),

§ 2
Übergangsbestimmung

Für Schülerinnen und Schüler, die vor dem 1. August 2001 die berufliche Ausbildung begonnen haben, sind die bisheri-
gen Bestimmungen anzuwenden.

Datum 28.08.01 V 34
MBlSchul 2001 Seite 235 * * *
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Die Personalabteilung informiert:

HVV-Großkundenabonnement (GKA)
(Austausch der Fahrkarten zum 1. Dezember 2001)

Die Gültigkeit der zurzeit verwendeten ProfiCards läuft
am 30.11.2001 aus. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die
am GKA teilnehmen, erhalten ihre neue ProfiCard ab
etwa Mitte November 2001 in ihrer Ausgabestelle. Das ist
für Lehrkräfte in der Regel das Schulbüro oder ein mit
diesen Aufgaben an der jeweiligen Schule beauftragter
Bediensteter; für das Verwaltungspersonal das Personal-
sachgebiet V 432 und für Studienreferendarinnen und
Studienreferendare das Personalsachgebiet V 433.

Die Zahlstelle, V 24-Z, übersendet den Ausgabestellen
automatisch per Behördenpost die neuen ProfiCards
voraussichtlich ab dem 01.11.2001, ohne dass die Aus-
gabestellen die GKA-Karten neu bestellen müssen.
Die ausgelieferten ProfiCards werden in diesem Jahr
personifiziert sein, d. h. der Name der Mitarbeiterin oder
des Mitarbeiters sind auf der ProfiCard bereits aufge-
druckt. In einigen Fällen wird dies nicht möglich sein, so
dass ggf. ProfiCards bei V 24-Z nachgefordert werden
müssen:

• Der namentliche Aufdruck auf der ProfiCard bedingt
einen Datenaustausch zwischen der FHH und dem
HVV. Daher ist für den Personenkreis, deren neue
Teilnahme erst nach der Datenbereitstellung in
PAISY signiert wurde, kein Versand einer vorgefer-
tigten Fahrkarte möglich.

• Ferner sind Veränderungen nach Datenbereitstellung
ebenfalls unberücksichtigt. Für diesen Personenkreis
wird eine Fahrkarte nach altem Datenbestand erstellt.
Diese personifizierten Karten müssen von den Aus-

gabestellen aussortiert und für ungültig erklärt wer-
den.

• Die Ausgabestellen erhalten hierzu mit den Karten
eine Übersicht mit den zwischenzeitlichen Verände-
rungen im Datenbestand.

Den Ausgabestellen obliegt es, den Umtausch im eige-
nen Zuständigkeitsbereich zu organisieren und rechtzei-
tig vor dem 30.11.2001 gemäß dem Leitfaden für die
Handhabung des GKA der FHH im Bereich der Hambur-
ger Schulen durchzuführen. Dabei sind die Verfah-
rensänderungen für den Umtausch, vgl. Rundschreiben
an alle staatlichen Schulen vom 26.07.1999, zu beach-
ten.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die ab dem 01.12.2001
nicht mehr am GKA teilnehmen wollen, müssen eine
Abmeldung an die Zahlstelle schicken, da ansonsten das
Fahrgeld automatisch weiter einbehalten wird. Auch
diese Arbeitsschritte sind im Einzelnen im Leitfaden für
die Handhabung des GKA der FHH im Bereich der Ham-
burger Schulen beschrieben. In diesem Zusammenhang
wird noch einmal gebeten, die Kopien der Empfangsbe-
stätigungen der Fahrkarten jeweils mit dem Schulstempel
zu versehen, bevor sie per Behördenpost oder per Fax
an die Personalsachgebiete weitergeleitet werden.

Sämtliche alten Fahrkartenunterlagen des Gültigkeitszeit-
raumes bis 30. November 2001 und die abgelaufenen
ProfiCards müssen nach dem Umtausch unmittelbar per
Behördenpost an die S-Bahn Hamburg GmbH, z. Hd.
Herrn Ahrens, zurückgesandt werden.

30.08.2001 V 438-3/110-70.6
MBlSchul 2001 Seite 243

* * *

Die Rechtsabteilung weist hin auf die:

Staatliche Genehmigung zur Errichtung eines Abendgymnasiums
Auf Grund des Senatsbeschlusses vom 24.07.2001 wird der Akademie Brecht-GmbH die Genehmigung zur Errichtung
eines Abendgymnasiums ab dem 01. August 2001 auf Grund der §§ 6 und 7 des Privatschulgesetzes der Freien und
Hansestadt Hamburg in der Fassung vom 21. Juli 1989 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seiten 160, 174),
zuletzt geändert am 23. Dezember 1996 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 362), erteilt.

Staatliche Anerkennung des gymnasialen Zweigs der Brecht-Schule

Auf Grund des Senatsbeschlusses vom 12. Juli 2001 wird der gymnasiale Zweig der Brecht-Schule, Klassenstufen 5
bis 13, ab dem 1. August 2001 nach § 13 des Privatschulgesetzes der Freien und Hansestadt Hamburg in der Fassung
vom 21. Juli 1989 (HmbGVBl. S. 160, 174), zuletzt geändert am 23. Dezember 1996 (HmbGVBl. S. 362), als Gym nasi-
um staatlich anerkannt.

30.07.2001 V 35
MBlSchul 2001 Seite 243 * * *

Umbenennung

Mit Wirkung des neuen Schuljahres 2001/2002 wird die nachstehende Schule umbenannt:

Alter Name: Jahnschule

Neuer Name: Ida-Ehre-Gesamtschule

Herausgegeben von der
Behörde für Schule, Jugend und Berufsbildung

der Freien und Hansestadt Hamburg, Hamburger Straße 31, 22083 Hamburg
(Verantwortlich: V 311– Layout: V 254 – Vertrieb: V 251-4, Tel. 4 28 63-42 43, Fax: 4 28 63-46 16)


